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18.01.2018 

Die FDP Fraktion stellt folgenden Antrag: 

 

Umstellung auf ZAKB 

 

a) Die Stadt Viernheim wird aufgefordert, als Vertragspartnerin des ZAKB eine sofortige 
Einstellung der angekündigten Austauschaktion zu bewirken. 

b) Es wird mit angemessener Ankündigung demnächst eine Bürgerversammlung 
abgehalten, in der über die in der Begründung genannten Punkte nebst den 
Handlungsmöglichkeiten informiert wird. 
Im Vorfeld der Bürgerversammlung wird verstärkt auf vorhandene 
Informationsquellen aufmerksam gemacht; ggf. wird dazu ein Flyer erstellt. 

c) Die 60, 80, 120 l-Gefäße werden zur Ansicht im Erdgeschoss des Rathauses im 
Vorfeld ausgestellt.  

d) Die Bürger erhalten vor dem Austausch die Möglichkeit, die geeignete künftige 
Gefäßgröße zu bestimmen. 

e) Die Stadt Viernheim organisiert das Einsammeln der nicht mehr benötigten 50 l-
Gefäße derjenigen Bürger, die diese nicht behalten wollen. 

 

Begründung: 

Die Umstellung der Abfallentsorgung beginnt mit einer unangenehmen Überraschung. 
Entgegen den Bekundungen und Absprachen bei der Vorstellung des ZAKB im vergangenen 
Jahr, überrascht der ZAKB mit einem einseitigen Vorpreschen. Mit Schreiben vom 10. Januar 
2018, das den meisten Haushalten mit einem 50 l – Abfallgefäß am 16. Januar 2018 
zugestellt worden sein dürfte, wird eine kurzfristige Anlieferung von 60 l-Gefäßen je 50 l-
Tonne angekündigt. Es bleibt unklar, ob diese vor dem 1. Juli eingesetzt werden sollen. 
Ebenso geht aus dem Schreiben für die Empfänger nicht klar hervor, dass die neuen Gefäße 
nicht mehr einzelnen Haushalten, sondern nur noch den Grundstücken und damit den 
Eigentümern zugeordnet werden, und nicht den Mietern, die das Schreiben ebenfalls 
erhalten haben. Laut Informationen der städtischen Homepage wird der ZABK „im 1. Quartal 
2018 mit allen Müllgebührenzahlern schriftlich Kontakt aufnehmen, um über sein System zu 
informieren und den künftigen Bedarf an Abfallgefäßen abzuklären.“ Dieser Bedarf muss vor 
einer möglichen Bereitstellung abgefragt werden – das ist jedoch nicht erfolgt. 



Dies widerspricht der Absprache, vor der Umstellung zunächst ausreichende Informationen 
an die Bürger zu geben, welche Konsequenzen die Umstellung im Einzelnen hat. 
Insbesondere sollten diese darüber informiert werden,  

• dass die Abrechnung künftig wegen der Barcodes nur noch mit den jeweiligen 
Grundstückseigentümern erfolgen kann, was insbesondere für Mehrparteienhäuser 
und vermietete Häuser und Wohnungen Auswirkungen hat; 

• die Gefäßdimensionen sich ändern, was Änderungen bei den Abstellplätzen nach sich 
zieht; 

• statt einer 50 l-Tonne ein 120 l-Volumengefäß mit einem Fassungsvermögen von 
wahlweise 60 l, 80 l oder 120 l als kleinstes Gefäß verwendet wird; 

• die Abrechnung über Pauschale und Einzelgebühren erfolgt, was Auswirkungen auf 
die benötigte Gefäßgröße und die Bereitstellung zur Abfuhr hat; 

• was mit den 50 l-Tonnen geschehen kann. 

Über diese Punkte geben sowohl der Abfallkalender, als auch Informationen auf der 
Internetseite der Stadt Viernheim als auch das o.g. Schreiben der ZAKB den Bürgerinnen und 
Bürgern nur unzureichend Auskunft. Ein geordneter Übergang ist daher nicht gegeben, 
sondern Ärger und Chaos sind vorprogrammiert. 

Wir bitten um Zustimmung zu diesem Antrag. 

 

 

Bernhard Kammer 

Fraktionsvorsitzender 
 




